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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Mittels parlamentarischer Initiative plante die WBK-NR im Jahr 2020 und somit bereits
kurz nach Verabschiedung der ersten Revision des Gleichstellungsgesetzes (GlG), mit
der Unternehmen ab hundert Mitarbeitenden zur Durchführung von Lohnanalysen
verpflichtet worden waren, eine weitere GlG-Revision. Damit sollten die Unternehmen
verpflichtet werden, die Ergebnisse ihrer Lohnanalysen an den Bund zu übermitteln.
Gemäss geltender Regelung im Gleichstellungsgesetz ist der Bund zur Evaluation der
Lohnanalyse-Ergebnisse verpflichtet, die Unternehmen jedoch nicht zur Übermittlung
der Ergebnisse an den Bund. Letzterer müsste somit eine Umfrage bei den
Unternehmen durchführen, um an die vollständigen Resultate zu gelangen. Der Aufwand
für die Unternehmen verkleinere sich dadurch, hatte Valérie Piller Carrard (sp, FR) im
Dezember 2020 für die Kommission im Nationalrat ausgeführt, «car la transmission des
données représente une charge beaucoup plus faible qu'une éventuelle enquête
menée par la Confédération auprès des entreprises en vue de cette évaluation». Darauf
gab die grosse Kammer der Initiative Folge. 
Ende März 2021 sprach sich die ständerätliche WBK mit 6 zu 4 Stimmen (1 Enthaltung)
gegen die Initiative aus, da sie zuerst die Auswirkungen der erst kurz zuvor
verabschiedeten Gesetzesrevision abwarten wollte. In der Sommersession 2021 stützte
der Ständerat diesen Entscheid, womit die parlamentarische Initiative in der
Vorprüfung scheiterte. 1
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1) AB SR, 2021, S. 655; Bericht WBK-SR vom 29.3.21; Medienmitteilung WBK-SR vom 29.3.21
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